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Allgemeine Geschäftsbedingungen („AGB“) 
der Inoxdoors GmbH mit Geschäftssitz in 49828 Neuenhaus 

 

 
§ 1 Geltungsbereich, Form 
(1) Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(„AGB“) gelten für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit un-
seren Kunden („Auftraggeber“). Die AGB gelten nur, wenn der 
Auftraggeber Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist. 
(2) Die AGB gelten insbesondere für Verträge über den Ver-
kauf und/oder die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), 
ohne Rücksicht darauf, ob wir die Ware selbst herstellen oder 
bei Zulieferern einkaufen (§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts 
anderes vereinbart, gelten die AGB in der zum Zeitpunkt der 
Bestellung des Auftraggebers gültigen bzw. jedenfalls in der 
ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenver-
einbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass 
wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 
(3) Unsere AGB gelten ausschließlich. Abweichende, entge-
genstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen des Auftraggebers werden nur dann und insoweit 
Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zuge-
stimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem 
Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Auftraggeber im 
Rahmen der Bestellung auf seine AGB verweist und wir dem 
nicht ausdrücklich widersprechen. 
(4) Individuelle Vereinbarungen (z.B. Rahmenlieferverträge, 
Qualitätssicherungsvereinbarungen) und Angaben in unserer 
Auftragsbestätigung haben Vorrang vor den AGB. Handels-
klauseln sind im Zweifel gem. den von der Internationalen 
Handelskammer in Paris (ICC) herausgegebenen Incoterms® 
in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung auszulegen. 
(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Auftrag-
gebers in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mängel-
anzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich abzuge-
ben. Schriftlichkeit im Sinne dieser AGB schließt Schrift- 
und Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) ein. Gesetzliche 
Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei 
Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unbe-
rührt. 
(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben 
nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klar-
stellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie 
in diesen AGB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich 
ausgeschlossen werden. 
 

§ 2 Vertragsschluss 
(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. 
Dies gilt auch, wenn wir dem Auftraggeber Kataloge, techni-
sche Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, Pläne, Modelle, 
Abbildungen, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen 
auf DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Un-
terlagen – auch in elektronischer Form – überlassen haben, 
an denen wir uns Eigentums- und Urheberrechte vorbehalten. 
(2) Die Bestellung der Ware durch den Auftraggeber gilt als 
verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestel-
lung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses Ver-
tragsangebot innerhalb von zwei Wochen nach seinem Zu-
gang bei uns anzunehmen. 
(3) Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auf-
tragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware an den 
Auftraggeber erklärt werden.  
(4) Der Lieferant behält sich das Eigentum oder Urheberrecht 
an allen von ihm abgegebenen Angeboten und Kostenvoran-
schlägen sowie dem Auftraggeber zur Verfügung gestellten 
Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Ka-
talogen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen und 
Hilfsmitteln vor. Der Auftraggeber darf diese Gegenstände 
ohne ausdrückliche Zustimmung des Lieferanten weder als 
solche noch inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt 
geben, selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er 
hat auf Verlangen des Lieferanten diese Gegenstände voll-
ständig an diesen zurückzugeben und eventuell gefertigte Ko-
pien zu vernichten, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn Ver-
handlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. 

Ausgenommen hiervon ist die Speicherung elektronisch zur 
Verfügung gestellter Daten zum Zwecke üblicher Datensiche-
rung. 

 

§ 3 Lieferfrist und Lieferverzug 
(1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. von uns bei 
Annahme der Bestellung angegeben. Von uns in Aussicht ge-
stellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen 
gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich 
eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder verein-
bart worden ist. Sofern Versendung vereinbart wurde, bezie-
hen sich die Lieferfristen und Liefertermine, sofern nicht aus-
drücklich von uns anders angegeben, auf den Zeitpunkt der 
Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem 
Transport beauftragten Dritten. 
(2) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir  
nicht zu vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfüg-
barkeit der Leistung), werden wir den Auftraggeber hierüber 
unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtli-
che, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb 

der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz 
oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits er-
brachte Gegenleistung des Auftraggebers werden wir unver-
züglich erstatten. Nichtverfügbarkeit der Leistung liegt bei-
spielsweise vor bei nicht rechtzeitiger Selbstbelieferung durch 
unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes Deckungsge-
schäft abgeschlossen haben, bei sonstigen Störungen in der 
Lieferkette etwa aufgrund höherer Gewalt oder wenn wir im 
Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind. 
(3) Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den 
gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist eine Mahnung 
durch den Auftraggeber erforderlich. Geraten wir in Lieferver-
zug, so kann der Auftraggeber pauschalierten Ersatz seines 
Verzugsschadens verlangen. Die Schadenspauschale be-
trägt für jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5% 
des Nettopreises (Lieferwert), insgesamt jedoch höchstens 
5% des Lieferwerts, der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt 
der Nachweis vorbehalten, dass dem Auftraggeber gar kein 
Schaden oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vor-
stehende Pauschale entstanden ist. 
(4) Die Rechte des Auftraggebers gem. § 9 dieser AGB und 
unsere gesetzlichen Rechte, insbesondere bei einem Aus-
schluss der Leistungspflicht (z.B. aufgrund Unmöglichkeit 
oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), 
bleiben unberührt. 

 

§ 4 Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmever-
zug 
(1) Die Lieferung erfolgt ab Werk („ex works“ gem. Incoterms), 
wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige 
Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des Auftragge-
bers wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort ver-
sandt (Versendungskauf). Soweit nicht etwas anderes verein-
bart ist, sind wir berechtigt, die Art der Versendung (insbeson-
dere Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) 
selbst zu bestimmen. 
(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung der Ware geht spätestens mit der Über-
gabe auf den Auftraggeber über. Beim Versendungskauf geht 
jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälli-
gen Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsge-
fahr bereits mit Auslieferung der Ware an den Spediteur, den 
Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung 
bestimmten Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. 
Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die ge-
setzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entspre-
chend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn 
der Auftraggeber im Verzug der Annahme ist. 
(3) Kommt der Auftraggeber in Annahmeverzug, unterlässt er 
eine Mitwirkungshandlung oder verzögert sich unsere Liefe-
rung aus anderen, vom Auftraggeber zu vertretenden Grün-
den, so sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden 
Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. Lagerkos-
ten) zu verlangen. Hierfür berechnen wir eine pauschale Ent-
schädigung i.H.v. 250 EUR pro Kalendertag, beginnend mit 
der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der Mittei-
lung der Versandbereitschaft der Ware. 
Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzli-
chen Ansprüche (insbesondere Ersatz von Mehraufwendun-
gen, angemessene Entschädigung, Kündigung) bleiben un-
berührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende Geldan-
sprüche anzurechnen. Dem Auftraggeber bleibt der Nachweis 
gestattet, dass uns überhaupt kein oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden 
ist. 
(4) Sofern vereinbart wurde, dass der Lieferant eine zulie-
fernde Ware an einem mit dem Auftraggeber vereinbarten Ort 
montieren oder installieren muss, geht die Gefahr auf den 
Auftraggeber über, sobald die Ware dem Auftraggeber gelie-
fert wurde, ungeachtet der Pflicht des Lieferanten, die Mon-
tage oder Installation zu übernehmen.  
Etwaige Wartezeiten sowie Anfahrtskosten und ungenutzte 
Stunden, wenn der Lieferant vergeblich an dem Ort, an dem 

die Lieferung und/oder die Arbeiten gem. Vertrag zu erbringen 
sind, zugegen ist, werden dem Auftraggeber vom Lieferanten 
gesondert in Rechnung gestellt. 
(5) Der Lieferant ist nur zur Teillieferung berechtigt, wenn  
• die Teillieferung für den Auftraggeber im Rahmen des ver-
traglichen Bestimmungszwecks verwendbar ist.  
• die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist 
und  
• dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher Mehraufwand 
oder zusätzliche Kosten entstehen (es sei denn, der Verkäu-
fer erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten bereit). 
 

§ 5 Höhere Gewalt 
Der Lieferant haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder  
für Lieferverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt 
oder sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht 
vorhersehbare Ereignisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, 
Schwierigkeiten in der Material- oder Energiebeschaffung, 
Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige Aussperrun-
gen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder Rohstoffen, 

Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen be-
hördlichen Genehmigungen, Pandemien oder Epidemien, be-
hördliche Maßnahmen oder die ausbleibende, nicht richtige 
oder nicht rechtzeitige Belieferung durch Lieferanten trotz ei-
nes vom Lieferant geschlossenen kongruenten Deckungsge-
schäfts) verursacht worden sind, die der Lieferant nicht zu ver-
treten hat.  
Sofern solche Ereignisse dem Lieferanten die Lieferung oder 
Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich machen und 
die Behinderung nicht nur von vorübergehender Dauer ist, ist 
der Lieferant zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hin-
dernissen vorübergehender Dauer verlängern sich die Liefer- 
oder -Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder 
Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung zzgl. ei-
ner angemessenen Anlauffrist. Soweit dem Auftraggeber in-
folge Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung 
nicht zuzumuten ist, kann er durch unverzügliche schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Lieferanten vom Vertrag zurücktre-
ten. 

 

§ 6 Preise und Zahlungsbedingungen 
(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten 
unsere jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuel-
len Preise, und zwar ab Lager, zzgl. gesetzlicher Umsatz-
steuer. 
(2) Beim Versendungskauf (§ 4 Abs. 1) trägt der Auftraggeber 
die Transportkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. vom 
Auftraggeber gewünschten Transportversicherung. Sofern 
wir nicht die im Einzelfall tatsächlich entstandenen Transport-
kosten in Rechnung stellen, gilt eine Transportkostenpau-
schale (ausschließlich Transportversicherung) i.H.v. 350 EUR 
als vereinbart. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sons-
tige öffentliche Abgaben trägt der Auftraggeber. 
(3) Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb von 30 Ta-
gen ab Rechnungsstellung und Lieferung bzw. Abnahme der 
Ware. Wir sind jedoch, auch im Rahmen einer laufenden Ge-
schäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz 
oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen. Einen ent-
sprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit der Auf-
tragsbestätigung. 
(4) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Auftrag-
geber in Verzug. Der Kaufpreis ist während des Verzugs zum 
jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. 
Wir behalten uns die Geltendmachung eines weitergehenden 
Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser 
Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins ( § 353 
HGB) unberührt. 
(5) Dem Auftraggeber stehen Aufrechnungs- oder Zurückbe-
haltungsrechte nur insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräf-
tig festgestellt oder unbestritten ist. Bei Mängeln der Lieferung 
bleiben die Gegenrechte des Auftraggebers insbesondere 
gem. § 8 Abs. 6 Satz 2 dieser AGB unberührt. 
(6) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), dass unser 
Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähig-
keit des Auftraggebers gefährdet wird, so sind wir nach den 
gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – 
gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Ver-
trag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstel-
lung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir 
den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen 
über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 
 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 
(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärti-
gen und künftigen Forderungen aus dem Kaufvertrag und ei-
ner laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) 
behalten wir uns das Eigentum an den verkauften Waren vor. 
(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen 
vor vollständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen we-
der an Dritte verpfändet noch zur Sicherheit übereignet wer-
den. Der Auftraggeber hat uns unverzüglich schriftlich zu be-
nachrichtigen, wenn ein Antrag auf Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter (z.B. Pfän-
dungen) auf die uns gehörenden Waren erfolgen. 
(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers, insbe-
sondere bei Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir 
berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag 
zurückzutreten oder/und die Ware auf Grund des Eigentums-
vorbehalts heraus zu verlangen. Das Herausgabeverlangen 
beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des Rücktritts; wir sind 
vielmehr berechtigt, lediglich die Ware heraus zu verlangen 
und uns den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der Auftraggeber 
den fälligen Kaufpreis nicht, dürfen wir diese Rechte nur gel-
tend machen, wenn wir dem Auftraggeber zuvor erfolglos eine 
angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine der-
artige Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften ent-
behrlich ist. 
(4) Der Auftraggeber ist bis auf Widerruf gem. unten (c) be-
fugt, die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im ord-
nungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern und/oder 
zu verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die nachfol-
genden Bestimmungen. 
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(a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Ver-
arbeitung, Vermischung oder Verbindung unserer Waren ent-
stehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, wobei wir als 
Hersteller gelten. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung 
oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht be-
stehen, so erwerben wir Miteigentum im Verhältnis der Rech-
nungswerte der verarbeiteten, vermischten oder verbunde-
nen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis 
das Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte 
Ware. 
(b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnis-
ses entstehenden Forderungen gegen Dritte tritt der Auftrag-
geber schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe unseres etwaigen 
Miteigentumsanteils gem. vorstehendem Absatz zur Sicher-
heit an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die in Abs. 2 
genannten Pflichten des Auftraggebers gelten auch in Anse-
hung der abgetretenen Forderungen. 
(c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Auftraggeber ne-
ben uns ermächtigt. Wir verpflichten uns, die Forderung nicht 
einzuziehen, solange der Auftraggeber seinen Zahlungsver-
pflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein Mangel seiner 
Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den Eigentumsvorbehalt 
nicht durch Ausübung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend ma-
chen. Ist dies aber der Fall, so können wir verlangen, dass der 
Auftraggeber uns die abgetretenen Forderungen und deren 
Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Anga-
ben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und 
den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. Außerdem 
sind wir in diesem Fall berechtigt, die Befugnis des Auftrag-
gebers zur weiteren Veräußerung und Verarbeitung der unter 
Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 
(d) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere 
Forderungen um mehr als 10%, werden wir auf Verlangen des 
Auftraggebers Sicherheiten nach unserer Wahl freigeben. 
(e) Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf erste Aufforderung 
des Lieferanten hin: 
- die Vorbehaltsware gegen Feuer-, Explosions-, Wasser- 
oder sonstige Schäden sowie Diebstahl zu versichern und 
versichert zu lassen und den Versicherungsschein vorzule-
gen, 
- alle Ansprüche des Auftraggebers gegenüber Versiche-
rungsgesellschaften in Bezug auf die Vorbehaltsware an den 
Lieferanten zu übertragen,  
- die Vorbehaltsware als Eigentum des Lieferanten zu kenn-
zeichnen, 
- auf andere Arten an allen Maßnahmen mitzuwirken, die der 
Lieferant zum Schutz seines Eigentumsrechts in Bezug auf 
die Waren ergreifen möchte und die den Auftraggeber nicht 
unverhältnismäßig an seiner normalen Geschäftstätigkeiten 
hindern. 
 

§ 8 Mängelansprüche des Auftraggebers 
(1) Für die Rechte des Auftraggebers bei Sach- und Rechts-
mängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung sowie 
unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter An-
leitungen) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nach-
folgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt 
bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den Ver-
brauchsgüterkauf (§§ 474 ff. BGB) und die Rechte des Auf-
traggebers aus gesondert abgegebenen Garantien insbeson-
dere seitens des Herstellers. 
(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über 
die Beschaffenheit und die vorausgesetzte Verwendung der 
Ware (einschließlich Zubehör und Anleitungen) getroffene 
Vereinbarung. Als Beschaffenheitsvereinbarung in diesem 
Sinne gelten alle Produktbeschreibungen und Herstelleranga-
ben, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder von 
uns (insbesondere in Katalogen oder auf unserer Internet-
Homepage) zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses öffentlich 
bekannt gemacht waren. Soweit die Beschaffenheit nicht ver-
einbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu beurtei-
len, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 3 BGB). Öf-
fentliche Äußerungen des Herstellers oder in seinem Auftrag 
insbes. in der Werbung oder auf dem Etikett der Ware gehen 
dabei Äußerungen sonstiger Dritter vor. 
(3) Wir haften grundsätzlich nicht für Mängel, die der Auftrag-
geber bei Vertragsschluss kennt oder grob fahrlässig nicht 
kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die Mängelansprüche 
des Auftraggebers voraus, dass er seinen gesetzlichen Un-
tersuchungs- und Anzeigepflichten (§§ 377, 381 HGB) nach-
gekommen ist. Bei Baustoffen und anderen, zum Einbau oder 
sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat eine Un-
tersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu 
erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersuchung oder 
zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns 
hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem 
Fall sind offensichtliche Mängel innerhalb von 5 Arbeitstagen 
ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare 
Mängel innerhalb der gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich 
anzuzeigen. Versäumt der Auftraggeber die ordnungsge-
mäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist unsere Haf-
tung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungs-
gemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten ausgeschlossen. Bei einer zum Einbau, zur Anbringung 
oder Installation bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn 
der Mangel infolge der Verletzung einer dieser Pflichten erst 
nach der entsprechenden Verarbeitung offenbar wurde; in 
diesem Fall bestehen insbesondere keine Ansprüche des 

Auftraggebers auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und 
Einbaukosten"). 
(5) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst 
wählen, ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien 
Sache (Ersatzlieferung) leisten. Ist die von uns gewählte Art 
der Nacherfüllung im Einzelfall für den Auftraggeber unzumut-
bar, kann er sie ablehnen. Unser Recht, die Nacherfüllung un-
ter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt 
unberührt. 
(6) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon 
abhängig zu machen, dass der Auftraggeber den fälligen 
Kaufpreis bezahlt. Der Auftraggeber ist jedoch berechtigt, ei-
nen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kauf-
preises zurückzubehalten. 
(7) Der Auftraggeber hat uns die zur geschuldeten Nacherfül-
lung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbeson-
dere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu überge-
ben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Auftraggeber die 
mangelhafte Sache auf unser Verlangen nach den gesetzli-
chen Vorschriften zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch 
hat der Auftraggeber jedoch nicht. Die Nacherfüllung beinhal-
tet weder den Ausbau, die Entfernung oder Desinstallation 
der mangelhaften Sache noch den Einbau, die Anbringung 
oder die Installation einer mangelfreien Sache, wenn wir ur-
sprünglich nicht zu diesen Leistungen verpflichtet waren; An-
sprüche des Auftraggebers auf Ersatz entsprechender Kosten 
("Aus- und Einbaukosten") bleiben unberührt. 
(8) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderli-
chen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Ar-
beits- und Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten 
tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen Re-
gelung und diesen AGB, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. 
Andernfalls können wir vom Auftraggeber, die aus dem unbe-
rechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kos-
ten ersetzt verlangen, wenn der Auftraggeber wusste oder 
hätte erkennen können, dass tatsächlich kein Mangel vorliegt. 
(9) In dringenden Fällen, z.B. bei Gefährdung der Betriebssi-
cherheit oder zur Abwehr unverhältnismäßiger Schäden, hat 
der Auftraggeber das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen 
und von uns Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwen-
dungen zu verlangen. Von einer derartigen Selbstvornahme 
sind wir unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, zu benach-
richtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir 
berechtigt wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach 
den gesetzlichen Vorschriften zu verweigern. 
(10) Wenn eine für die Nacherfüllung vom Auftraggeber zu 
setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Auf-
traggeber nach den gesetzlichen Vorschriften vom Kaufver-
trag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem un-
erheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 
(11) Ansprüche des Auftraggebers auf Aufwendungsersatz 
gem. § 445a Abs. 1 BGB sind ausgeschlossen, es sei denn, 
der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein Verbrauchsgüter-
kauf (§§ 478, 474 BGB). Ansprüche des Auftraggebers auf 
Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
(§ 284 BGB) bestehen auch bei Mängeln der Ware nur nach 
Maßgabe nachfolgender §§ 9 und 10. 
 

§ 9 Sonstige Haftung 
(1) Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfol-
genden Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei 
einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen 
Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 
(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit 
haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkun-
gen (z.B. Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; unerhebliche 
Pflichtverletzung), nur 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, 
b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Ver-
tragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht 
und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
traut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung 
jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise 
eintretenden Schadens begrenzt. 
(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen 
gelten auch gegenüber Dritten sowie bei Pflichtverletzungen 
durch Personen (auch zu ihren Gunsten), deren Verschulden 
wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie 
gelten nicht, soweit ein Mangel arglistig verschwiegen oder 
eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen 
wurde und für Ansprüche des Auftraggebers nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz. 
(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel 
besteht, kann der Auftraggeber nur zurücktreten oder kündi-
gen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein 
freies Kündigungsrecht des Auftraggebers (insbesondere 
gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gel-
ten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 
(5) Soweit der Lieferant technische Auskünfte oder Empfeh-
lungen gibt oder beratend tätig wird und diese Auskünfte oder 
Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich ver-
einbarten Leistungsumfang gehören, geschieht dies unent-
geltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 

(6) Der Auftraggeber ist für die von ihm oder in seinem Auftrag 
angefertigten Zeichnungen, Berechnungen und Entwürfe so-
wie für die funktionelle Eignung der von ihm oder in seinem 
Auftrag vorgeschriebenen Materialien verantwortlich. Der Auf-
traggeber stellt den Lieferanten von allen Ansprüchen Dritter 
in Bezug auf die Verwendung der von ihm oder in seinem Auf-
trag an den Lieferanten übermittelten Zeichnungen, Berech-
nungen, Entwürfe, Materialien, Muster, Modelle und Ähnli-
chem frei. 
 

§ 10 Verjährung 
(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allge-
meine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechts-
mängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme ver-
einbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 
(2) Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine 
Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise 
für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaf-
tigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist 
gem. der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung 
(§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere ge-
setzliche Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 
(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gel-
ten auch für vertragliche und außervertragliche Schadenser-
satzansprüche des Auftraggebers, die auf einem Mangel der 
Ware beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen 
gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzel-
fall zu einer kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzan-
sprüche des Auftraggebers gem. § 9 Abs. 2 S. 1 und S. 2 (a) 
sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren aus-
schließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 
 

§ 11 Datenschutz 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem Lieferanten die be-
nötigten personenbezogenen Daten zu übermitteln, sofern 
der Vertrag mit dem Lieferanten dies erfordert. Durch das 
Schließen des Vertrages stimmt der Auftraggeber der Erhe-
bung und Speicherung seiner Daten durch den Lieferanten 
zu. Die erforderlichen personenbezogenen Daten hängen von 
den jeweils 
beteiligten Parteien ab, umfassen aber zumindest das Fol-
gende: 
a) Initialen oder Vorname und Familienname des Auftragge-
bers, 
b) Adresse und/oder Firmendaten des Auftraggebers, 
c) Kontaktdaten wie Telefonnummer und E-Mail-Adresse, 
d) sonstige Daten wie IBAN, Handelsregisternummer und 
USt-IdNr. 
(2) Der Lieferant verwendet die gespeicherten personenbezo-
genen Daten des Auftraggebers für die Verwaltung des Ver-
trages und übermittelt sie keinen Dritten, es sei denn, dies ist 
aus administrativer Sicht oder aus rechtlichen Gründen erfor-
derlich. 
(3) Der Lieferant nutzt sichere Verbindungen auf seinen re-
gistrierten Websites und in seiner E-Mail-Kommunikation, um 
damit den Schutz der personenbezogenen Daten des Auf-
traggebers zu gewährleisten. 
(4) Der Lieferant speichert die personenbezogenen Daten des 
Auftraggebers für administrative Zwecke während der Lauf-
zeit des Vertrages und solange dies aus administrativer Sicht 
oder aus rechtlichen Gründen erforderlich ist. 
(5) Der Auftraggeber hat das Recht, Auskunft über seine per-
sonenbezogenen Daten vom Lieferanten zu erhalten und je-
derzeit, um Löschung der Daten aus dem System des Liefe-
ranten zu ersuchen, es sei denn, es besteht ein laufender Ver-
trag oder das Gesetz schreibt die Speicherung der Daten vor. 
 

§ 12 Rechtswahl und Gerichtsstand 
(1) Für diese AGB und die Vertragsbeziehung zwischen uns 
und dem Auftraggeber gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, 
insbesondere des UN-Kaufrechts. 
(2) Ist der Auftraggeber Kaufmann i.S.d. Handelsgesetz-
buchs, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öf-
fentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – 
auch internationaler Gerichtsstand für alle sich aus dem Ver-
tragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden Strei-
tigkeiten unser Geschäftssitz in 49828 Neuenhaus.  
Entsprechendes gilt, wenn der Auftraggeber Unternehmer 
i.S.v. § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fällen auch be-
rechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gem. 
diesen AGB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am 
allgemeinen Gerichtsstand des Auftraggebers zu erheben. 
Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu aus-
schließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 


